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107.  D e u t s c h e r  Ä r z t e t a g

Gesetzgeber zum Jahresbeginn neu
eingeführte Fortbildungs-Nachweis-
pflicht. Seit Inkrafttreten des GKV-
Modernisierungsgesetzes sind Ver-
tragsärzte gesetzlich dazu verpflich-
tet, eine regelmäßige fachliche Fort-
bildung nachzuweisen (§ 95 d SGB V).
Die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung (KBV) bestimmt im Einver-
nehmen mit der Bundesärztekam-
mer (BÄK) verbindlich den ange-
messenen Umfang der vertragsärzt-
lichen Fortbildung in einem Fünf-
jahreszeitraum. Vertragsärzte müs-
sen den Nachweis erstmals zum 
30. Juni 2009 gegenüber der Kassen-
ärztlichen Vereinigung führen.
Auch Fachärzte an Krankenhäusern
müssen im Abstand von fünf 
Jahren Fortbildungspflichten erfül-
len (§ 137 SGB V). Die Regelungen
für die Krankenhausärzte sind vom
Gemeinsamen Bundesausschuss zu

Der Deutsche Ärztetag hat 
mit großer Mehrheit erstmals
eine „(Muster-)Satzungsre-

gelung Fortbildung und Fortbil-
dungszertifikat“ beschlossen. Die
Ärztekammern sind aufgefordert,
die Rahmenvorgaben auf Landes-
ebene umzusetzen. So soll ein bun-
deseinheitliches Vorgehen bei der
Bewertung von Fortbildungsmaß-
nahmen sichergestellt werden. Fort-
bildung, die den Kriterien der neuen
Satzung entspricht, wird für den Er-
werb eines Fortbildungszertifikates
der Ärztekammern angerechnet. Ne-
ben der Bewertung von Fortbil-
dungsmaßnahmen regelt die Satzung
auch das Verfahren der Anerken-
nung von Fortbildungsmaßnahmen
sowie die Anerkennung (Akkreditie-
rung) von Fortbildungsveranstaltern.

Der Inhalt der vom Ärztetag be-
schlossenen Muster-Satzung ent-
spricht im Wesentlichen den in Nord-
rhein im Rahmen des in den vergange-
nen drei Jahren beim Modellversuch
zum freiwilligen Fortbildungszertifi-
kat erprobten Regelungen (siehe hier-
zu Rheinisches Ärzteblatt April 2004,
Seite 10, im Internet verfügbar unter
www.aekno.de/archiv/2004/04/010.pdf).
Allerdings lehnte der Ärztetag die da-
rin vorgesehenen Punktzahl-Ober-
grenzen für einzelne Arten der Fort-
bildung ab. Lediglich für das Selbststu-
dium akzeptierten die Delegierten
Punktzahl-Obergrenzen von 30 Punk-
ten in drei Jahren bzw. 50 Punkten in
fünf Jahren. Grundeinheit der punkte-
mäßigen Bewertung von Fortbildung
ist eine 45 Minuten dauernde Fortbil-
dungseinheit.

Fortbildungs-Nachweispflicht

Mit der Fortbildungs-Satzung
reagierte der Ärztetag auf die vom

treffen, was bisher noch nicht ge-
schehen ist.

Nach einer Absprache zwischen
der Bundesärztekammer und der
Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung werden die Vertragsärzte den
Fortbildungs-Nachweis durch die
Vorlage des Fortbildungszertifika-
tes der Ärztekammern führen kön-
nen, so die zuständige Dezernentin
der BÄK, Dr. Justina Engelbrecht.

Die Mindestpunktzahlen zum
Erwerb eines Fortbildungszertifika-
tes werden nach den Plänen von
BÄK und KBV 150 Punkte in drei
Jahren beziehungsweise 250 Punkte
in fünf Jahren betragen. Der Gesetz-
geber hat für Vertragsärzte einen
Fünfjahreszeitraum vorgesehen.

Offen ist noch die Frage,ob die in
den Modellversuchen bereits er-
worbenen Punkte und Zertifikate
auf den gesetzlich geforderten Fort-
bildungsnachweis angerechnet wer-
den. Genau das hat der Ärztetag in
einer Entschließung gefordert.

Darüber hinaus forderten die
Delegierten Politik und Kranken-
kassen auf, für die Refinanzierung
der ärztlichen Fortbildung Mittel
bereitzustellen. Fortbildung sei inte-
graler Bestandteil ärztlicher Tätig-
keiten und müsse als Bestandteil
der Arbeitszeit anerkannt werden.
Weitere Informationen: www.bun-
desaerztekammer.de, Rubrik A-Z,
Ärztetag. Horst Schumacher

Eine Satzung für das 
Fortbildungszertifikat
Bundeseinheitliches Vorgehen bei der Bewertung von 
Fortbildung angestrebt – Reaktion auf die gesetzliche 
Fortbildungs-Nachweispflicht

Der Deutsche Ärztetag hat
zwei neue Zusatz-Weiterbil-
dungen in die (Muster-)Wei-

terbildungsordnung aufgenommen,
nämlich „Ärztliches Qualitätsmana-
gement“ und „Suchtmedizinische
Grundversorgung“. Die Zusatz-Wei-
terbildung „Betriebsmedizin“ bleibt
– entgegen den Plänen, diese zu strei-
chen – erhalten. Mit zahlreichen wei-
teren Anträgen zum Thema Weiter-
bildung befasste sich der Ärztetag
nicht oder überwies sie an den Vor-
stand der Bundesärztekammer. Der
Hintergrund: Im vergangenen Jahr
ist nach jahrelangen Vorarbeiten eine

umfassende Weiterbildungsnovelle
verabschiedet worden. „Die Be-
schlüsse müssen nun in die Tat umge-
setzt werden“, sagte der Vorsitzende
der Weiterbildungsgremien der Bun-
desärztekammer und Präsident der
bayerischen Landesärztekammer,
Dr. Hans Hellmut Koch. Es bleibt al-
so dabei, dass der Facharzt für Innere
Medizin und Allgemeinmedizin der
Hausarzt der Zukunft wird und die
Weiterbildung des Internisten künf-
tig auf die Tätigkeit in einem von acht
Schwerpunkten zielt, wie es zum Bei-
spiel die Ärztekammer Nordrhein im
März bereits beschlossen hat. uma

(MUSTER-)WEITERBILDUNGSORDNUNG

Zusatz-Weiterbildungen


